
Satzung des Vereins 
„Pänz & Friends“ 

- Stand Mai 2011 - 
 

 

§ 1 Name und Sitz des Vereins 

 
Der Verein soll ins Vereinsregister eingetragen werden und heißt dann „Pänz & Friends 
e.V.“. Er hat seinen Sitz in Köln. 
 

 

§ 2 Geschäftsjahr 

 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 3 Zweck des Vereins, Selbstlosigkeit, Mittelverwendung 

 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe und Erziehung. Er verfolgt 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
 
(2) Zweck des Vereins ist die sozialpädagogische Bildung, Erziehung und Betreuung von 
Kindern.  
 
(3) Der Vereinszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Errichtung und den Betrieb 
einer Tageseinrichtung für Kinder. 
 
(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

 
(1) Vereinsmitglieder können solche natürlichen und juristischen Personen sein, die den 
Verein in seiner Arbeit unterstützen möchten; insbesondere die Erziehungsberechtigten 
derjenigen Kinder, die die Kindertagesstätte des Vereins besuchen und dort regelmäßig 
betreut werden. Erziehungsberechtigte der die Tageseinrichtung besuchenden Kinder 
müssen Mitglied des Vereins sein. Sie bilden die aktive stimmberechtigte Mitgliedschaft, alle 
anderen Mitglieder sind fördernde, nicht stimmberechtigte Mitglieder. Soweit es den in § 
20(1) KiBiz beschriebenen Mehrheitsverhältnissen entspricht, können im Einzelfall durch 
Beschluss der Mitgliederversammlung auch passive Mitglieder Stimmrecht erhalten, vor 



allem dann, wenn sie Mitglieder des Vorstandes sind. Bis zur Inbetriebnahme der geplanten 
Tageseinrichtung für Kinder ist jedes Mitglied stimmberechtigt 
 
(2) Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. 
 
(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mündlich und mit einfacher 
Mehrheit. 
 
(4) Aus der Struktur des Vereins als Träger einer Einrichtung ergeben sich für die Mitglieder 
Rechte und Pflichten, die dem Erhalt und Betrieb der Kindertagesstätte dienen. Näheres 
regelt eine Kindergruppenordnung, die Bestandteil des jeweils abzuschließenden 
Betreuungsvertrages ist. 
 
(5) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen 
Person. 
 
(6)  Die Mitgliedschaft von aktiven Mitgliedern endet spätestens ohne Kündigung mit dem 31. 
Juli des Jahres, in dem das Kind eingeschult wird. Anträge auf Verlängerung der 
Mitgliedschaft sind wie Anträge auf Neuaufnahme zu behandeln.   
 
(7) Die ordentliche Kündigung der Mitgliedschaft ist nur zum 31.07. eines jeden Jahres 
möglich. Die Kündigung muss schriftlich unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten erfolgen 
und bis spätestens zum 30.04. des jeweiligen Jahres dem Verein / Mitglied zugegangen 
sein.   
 
(8) Das Recht, die Mitgliedschaft aus wichtigem Grund außerordentlich zu kündigen, bleibt 
unberührt.   
 
(9) Ein Mitglied kann aus wichtigen Gründen ausgeschlossen werden, wobei dieses vor 
Beschlussfassung ein Recht auf Stellungnahme hat. Über den Ausschluss entscheidet eine 
einfache Mehrheit der Mitgliederversammlung 
 

 

§ 5 Beiträge 

 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, 
Beiträgen nach dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern 
Kinderbildungsgesetz - KiBiz („Trägeranteil“), sonstigen Unkostenbeiträgen für die 
Betreuungsarbeit, Jahresbeiträgen und möglichen Umlagen zur Finanzierung besonderer 
Vorhaben werden vom Vorstand nach Bedarf festgesetzt. Die Beiträge stellen den Betrieb 
der Kindertagesstätte sicher. 
 
 

§ 6 Mitgliederversammlung 

 
(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan, sie beschließt über die 
Grundsätze der Geschäftsführung. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere die Wahl und 
Abwahl des Vorstands, Entlastung des Vorstands, Entgegennahme der Berichte des 
Vorstandes, Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die 



Auflösung des Vereins sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder 
nach dem Gesetz ergeben. 
 
(2) Im ersten Quartal eines jeden Geschäftsjahres findet eine ordentliche 
Mitgliederversammlung statt. 
 
(3) Außerordentliche Mitgliederversammlungen finden auf schriftlichen Antrag von 1/4 
(mindestens 4) der Mitglieder oder auf Antrag des Vorstandes bei wichtigen Anlässen statt.  
 
(4) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von einer 
Woche schriftlich, per Fax oder in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die 
Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das 
Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte dem Verein 
bekannt gegebene Anschrift gerichtet war. 
 
(5) Die Tagesordnung wird vom Vorstand festgesetzt. Sie ist zu ergänzen, wenn dies ein 
Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich beantragt. Die 
Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung bekanntzumachen. 
 
(6) Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und über die 
Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung zugegangen sind, können erst auf der nächsten 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
 
(7) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. 
 
(8) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. 
 
(9) Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Schriftführer zu wählen. 
 
(10) Jedes aktive Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder für ein 
Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht ausgeübt werden. 
 
(11) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
 
(12) Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von 
2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Satzungsänderungen, die von 
Aufsichts-, Gerichts- und Finanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann der 
Vorstand von sich aus vornehmen. Diese Satzungsänderungen müssen allen 
Vereinsmitgliedern alsbald schriftlich mitgeteilt werden. 
 
(13) Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. 
 
(14) Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche 
die beiden höchsten Stimmenzahl erreicht haben. 
 



(15) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom 
Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. 
 

 

§ 7 Vorstand 

 
(1) Der Vorstand im Sinn des § 26 BGB besteht aus dem/der 1. und 2. Vorsitzenden und 
dem/der Kassierer/in. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Zwei 
Vorstandsmitglieder vertreten gemeinsam. 
 
(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem Jahr ab 
Datum der Wahl gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis 
ein neuer Vorstand gewählt ist. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das 
Amt als Vorstand. 
 
(3) Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. 
 
(4) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Dies beinhaltet 
u.a. die  Einstellung und Entlassung des Betreuungspersonals. Ferner setzt er die Richtlinien 
der Betreuungseinrichtung fest. 
 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2 der 3 Vorstandsmitglieder 
anwesend sind. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit und protokolliert seine Beschlüsse. 
 

 

§ 8 Revision 

 
Die Kontrolle der Kassen- und Geschäftsführung obliegt zwei von der 
Mitgliederversammlung gewählten Revisoren. 
 
 
§ 9 Auflösung des Vereins 
 
(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4 Mehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach 
rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 
 
(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an den Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband, Landesverband 
NW e.V., der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige bzw. mildtätige 
Wohlfahrtszwecke zu verwenden hat. 
 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit Eintragung ins Vereinsregister in Kraft 
 
Köln, 20.05.2011 
 


